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Begründung

zur 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr 12 der Stadt Heiligenhafen für das

Gebiet am nordwestlichen Ortsrand von Heiligenhafen, zwischen Binnensee,

Eichholzweg und Eichholz Seepark - Ferienzentrum/Steinwarder -;

1. Vorbemerkung

1. 1 Rechtliche Bindung

Der Raiimnrrinungsplan definiert Heiligenhafen als Unterzentrum. Der

Rsginnalplan II ordnet der Stadt Heiligenhafen mit seinen ca. 9. 300 Ein-
wohnern eine Funktion als Unterzentrum zu. Der Regionalplan hebt die

Bedeutung von Heiligenhafen als bedeutendes Zentrum des Fremden-
Verkehrs an der Ostsee hervor, das es gilt, zu erhalten und zu stärken.

Der Fläp. hfinnut7ungsplan der Stadt Heiligenhafen wurde mit Erlaß des

Innenministers vom 20. 07. 1995, Az. : IV 81 Ob/512. 111-55. 21 genehmigt.

Er stellt das Plangebiet als Sondergebiet "Kur" gemäß § 1 1 BauNVO dar.

Für das Plangebiet gilt der Bebauungsplan Nr. 12.

Der l anrlRnhflf+Rplan kennzeichnet die Bebauung und die westlich gele-

gene Fläche als Sonderbaufläche. Die westliche Grenze dieser Sonder-

baufläche gilt gleichzeitig als Begrenzung der Siedlungsentwicklung. Die

Fläche östlich der Bebauung stellt der Landschaftsplan als Platz- und

Wegefläche dar, die stärker einzugrünen ist.

Die Stadtvertretung der Stadt Heiligenhafen beschloß am 18. Juni 1997

die Aufstellung der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12.

1.2 Geltungsbereich

Das Plangebiet liegt im Nordwesten von Heiligenhafen. Es ist im Norden

durch den Binnensee begrenzt, im Osten durch den Binnensee und die

Promenade, im Süden durch die Schwimmhalle bzw. den Ostsee Ferien-

park und im Westen durch eine Salzwiese im Eichholzer Seepark, die als

Biotop gemäß § 15a Landesnaturschutzgesetz gilt.
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1.3 Vorhandene Situation

Parallel zur Promenade stehen zwei eingeschossige Gebäude mit Flach-

dach, in denen sich die verschiedensten Läden, Kioske, Gaststätten, etc.

angesiedelt haben. Im Bereich der Promenade gliedern befestigte
Hochbeete den Promenadenbereich, bzw. lockern ihn grünordnerisch

auf. Westlich der zwei Gebäude befindet sich die private Zufahrt zu den

Gebäuden. Über diese erfolgt die Anlieferung der Geschäfte und Gast-

Stätten. Entlang dieser Zufahrt reihen sich die Stellplätze auf, die den je-

weiligen Räumlichkeiten der beiden Gebäude zugeordnet sind.

Im Südwesten steht eine ehemalige Garage. In dem eingeschossigen

Gebäude mit Flachdach existiert nun ein Fahrradverleih.

Parallel zur westlichen Plangebietsgrenze verläuft ein Grünstreifen. Ca.

50% davon sind mit Gehölzen bewachsen. Der Rest wird als Grünanlage

gepflegt.

Nach dem Voren+uviirf rlfis l flnrlRfhqftRpmgmmmftR Stand April 1997 hat

das Plangebiet besondere Bedeutung für die Erhaltung der Funktionsfä-

higkeit von Böden und Gestein. Bei der Bebauung und Auswahl der

Baumaterialien ist auf diesen hlinweis Rücksicht zu nehmen.

Weiterhin grenzt westlich des Steinwarders ein Naturschutzgebiet, das

gemäß dem Vorentwurf des Landschaftsprogrammes als "Prüfgebiet für

Aufbau des Programmes 2000 nach Artikel 4 der FFH-Richtlinie ein-

schließlich der Naturschutzgebiete, die als besondere Schutzgebiete

nach Artikel 4 der FFH-Richtlinie gegenüber dem Bundesministerium für

Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit" benannt wurden und wel-

ches laut EG-Richtlinie 79/409/EWG vom 02.04. 1979 (im folgenden: vogeischutz-

richtiinie) ausgewiesen ist und als sog. FFH-Gebiet nach EG-Richtlinie

92/43/EWG VOm 21. 05. 1992 (im folgenden: FFH-Richtlinie) vom Land Schleswig-

Holstein über die Bundesregierung nach Brüssel zur Registrierung für

das europaweite Schutzgebietsnetz "Natura 2000" gemeldet wurde. Nach

§ 19c BNatSchG, der auf dem Artikel 6 der FFH-Richtlinie fußt, erfordern

Projekte, die ein derartig ausgewiesenes Gebiet erheblich beeinträchti-

gen können, eine Verträglichkeitsprüfung mit den für dieses Gebiet fest-

gelegten Erhaltungszielen.
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Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine nur 0, 57 ha große Fläche,

die bereits vollständig bebaut ist. Dieses wird über den verbindlichen

Bebauungsplan Nr. 12 abgesichert.

Eine erhebliche Beeinträchtigung dieser Planung auf das westlich gele-

gene Naturschutzgebiet ist somit nicht zu erwarten. Daher besteht keine

Notwendigkeit für eine Verträglichkeitsprüfung.

Im übrigen wird darauf hingewiesen, daß die Stadt die Planungshoheit
über Gebiete im Innenbereich hat.

1.4 Planungserfordernis

Die im Plangebiet vorhandenen Gebäude dienen der Grundversorgung

mit Lebensrnitteln des gesamten Ferienparks (siehe Bebauungsplan Nr. 12) und

der Ferienwohnungen, die auf dem Steinwarder entstanden sind. Gleich-

zeitig haben sich in den Gebäuden Einrichtungen angesiedelt, wie Gast-
Stätten, Kioske aller Art, die dem Urlauber das gewünschte Ambiente bie-

ten.

In den letzten Jahren erwiesen sich die Flachdächer der Hauptgebäude

als reparaturanfällig. Nun sind erhebliche Sanierungsarbeiten erforderlich.

Diese sollen mit einer Aufwertung des gesamten Bereiches verbunden

werden.

Um die Wirtschaftlichkeit dieser vom Fremdenverkehr und von der Sai-

son abhängigen Objekte zu verbessern, ist eine teilweise Aufstockung

der zwei Hauptbaukörper vorgesehen. Dabei sollen Walmdächer, bzw.

schützende Vordächer im Erdgeschoß die Reparaturanfälligkeit minimie-

ren und das Gesamterscheinungsbild aufwerten.

Die Erhöhung der Geschossigkeit und der damit verbundenen Nutzfläche

ermöglicht zukünftig die Abdeckung größerer Kundenströme als bisher.

Dies ist erforderlich, da insbesondere im Bereich des Steinwarders in den

letzten Jahren umfangreiche neue Appartementhäuser entstanden sind.

Die Nutzung eines 2. Vollgeschosses ermöglicht zukünftig auch eine At-

traktivitätsverbesserung durch das Angebot vom 2. Vollgeschoß oder von

einer Dachterrasse aus den freien Blick bis Fehmarn zu genießen.

Dieses geplante Projekt führt zu einer Aufwertung des gesamten Son-

dergebietes. Um dieses auch durchzusetzen zu können, sieht die Stadt

einen städtebaulichen Planungsbedarf
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2. Planung

Flänhenbilanz

Die Art der baulichen Nutzung des gesamten Baugebietes setzt sich wie

folgt zusammen:

Wasserfläche
Grünflächen
Baufläche

Größe Baugebiet insgesamt:

80m2

470m2

5. 180m2

5. 730m2

(0, 57ha)

2. 1 Bebauung

1%
8%

91%

100%

Die Art der baulichen Nutzung des Plangebiet entspricht auch zukünftig

dem eines Sonstigen SnndfirgfihiFitfis J<u£"_gamäß ^ 11 BauNVQ. Es

wird entsprechend gesichert, Der Ursprungsplan definiert nicht die Art

der baulichen Nutzung. Dies wird zukünftig nachgeholt.

Der Zweck des Sonstigen Sondergebietes - Kur - wird in der Änderung

ganz klar definiert. Demnach sind nur noch Anlagen und Einrichtungen

zulässig, die dem Kurgebiet dienen.

Zukünftig soll ein breiter Rahmen der Art. der Nutzung offengelassen

werden (siehe Teil B: Text), damit die Nutzung der Gebäude jederzeit auf die

aktuellen wirtschaftlichen Strömungen umgestellt werden kann. Ein

Leerstand in diesem städtebaulich so sensiblen Bereich soll auch langfri-

stig unterbunden werden.

Das Ziel der Stadt besteht darin, die Baukörperhöhen von der im Norden

gelegenen Brücke aus zu staffeln. Um die freie Sicht in die Landschaft an

der Brücke zu sichern, soll die Brücke von den niedrigen Baukörpern be-

grenzt werden. Richtung Norden und Süden kann dann ein gestaffeltes

Höhenwachstum erfolgen. Um das städtebauliche Planungsziel der Stadt

durchzusetzen, wird ein entsprechende Festsetzung aufgenommen.

Abweichend von Bebauungsplan Nr. 12 erfolgt eine Änderung des Verlau-

fes der Baugrenzen. Diese Änderung basiert auf dem Ziel der Stadt, den

Bestand zu sichern, aber gleichzeitig eine teilweise Aufstockung der Ge-

bäude zu ermöglichen. Aus architektonischer Sicht ist eine Aufstockung

nur möglich, wenn das Obergeschoß sich statisch selbst trägt. Dazu ist

eine Stützenkonstruktion erforderlich. Diese ist nur umsetzbar, wenn die

entsprechenden Festsetzungen die Voraussetzungen dafür schaffen. So
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regelt der Text-Teil, daß sich die Baugrenze parallel der Promena-

de/Gehrechtes nur auf die Vordächer bezieht.

Weiterhin wünscht die Stadt eine Verbindung der Vordächer durch ein

Glasdach, damit ein Promenieren selbst zur nassen Jahreszeit möglich

ist. Damit diese Nebenanlage nicht in die Hauptbaukörper einverleibt

werden kann (z. B. durch Seitenwände), wird die gewünschte Nebenanlage

durch einen Planeinschrieb und durch die entsprechende textliche Fest-

Setzung ganz starr eingegrenzt,

Ein Zusammenwachsen aller Baukörper ist nicht mehr gewollt. Da die re-

gulären Abstandsflächen gemäß § 6 Landesbauordnung nicht umsetzbar

sind, erfolgt die Festsetzung von Baulinien zwischen den beiden vorhan-

denen Baukörpern. Die neu aufgenommene abweichende Bauweise si-

chert die bereits bestehenden Gebäudelängen von über 50m.

Im südwestlichen Bereich des Plangebietes dienen ehemalige Garagen

als Fahrradverleih. Da so ein Angebot in einem Fremdenverkehrsgebiet

unerläßlich ist, wird das Gebäude in seinem eingeschossigen Bestand

gesichert, bzw. in seiner geschlossenen Bauweise.

Für das Sonstige Sondergebiet - Kur - II erhöht sich die Grundflächen-

zahl von 0, 3 auf 0, 37.

Das Sonstige Sondergebiet - Kur - im Ursprungsplan hat einen anderen

Flächenzuschnitt als die Neuplanung. Allerdings ist das alte Sonstige

Sondergebiet - Kur - nur ca. 50m2 größer. Die ehemals festgesetzte

Grundflächenzahl von 0, 3 läßt eine Gesamtbebauung von ca. 1. 700m2 zu

sowie eine Versiegelung des gesamten Baugebietes. Zukünftig erhöht

sich die Grundflächenzahl im Sonstigen Sondergebiet II - Kur - auf 0,37

und im Sonstigen Sondergebiet l - Kur - auf 0, 43. Somit können insge-

samt (i. 920m2 +i90m2=) 2. 110m2 bebaut werden. Die zusätzliche Baufläche

von 410m2 deckt somit nur die Verbreiterung der Baukörper um die ge-

planten Vordächer und neue Treppenhäuser ab sowie den baulichen Be-

stand des Fahrradverleih. Zudem wird die bisher zulässige Gesamtver-

siegelung der Sonstigen Sondergebietes - Kur - durch eine entspre-

chende Festsetzung auch zukünftig abgesichert.

Zukünftig erfolgt eine Beschränkung der Firsthöhen. Mit Rücksicht auf die

Gäste des angrenzenden Ferienparks soll eine übermäßige bauliche Hö-
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henentwicklung unterbunden werden. Der Bezugspunkt wird neu defi-

niert, da sich in der Vergangenheit erwiesen hat, daß der ursprüngliche

Bezugspunkt von 3, 50m über NN kaum noch umsetzbar ist,

In diesem Zusammenhang wird jedoch darauf hingewiesen, daß das

Plangebiet nach wie vor im Überschwemmungsgebiet der Ostsee liegt.

Folglich sind alle Flächen unter + 3, 00 m über NN nach wie vor hoch-

wassergefährdet. Diese Gegebenheit ist bei der Projektplanung zu be-

rücksichtigen.

Die im Ursprungsplan getroffenen Festsetzungen zur Fassadengestal-

tung waren in erster Linie auf den Ferienpark ausgerichtet. Die damals

beabsichtigte Gestaltung ist nicht mehr zeitgemäß. Daher erfolgt eine

Änderung dieser Festsetzung. Zusätzlich wird eine Festsetzung zu

Dachmaterialien und zur Dachneigung aufgenommen.

Die Festsetzung zu Garagen, Nebenanlagen und Einrichtungen entspre-

chen den Vorgaben des Ursprungplanes.

Aufschüttungen sind nach den geltenden Baurecht nicht als Doppelfest-

Setzungen zulässig. Daher wird auf die Übernahme der alten Festset-

zung verzichtet.

Weitere Festsetzungen werden nicht aus dem Bebauungsplan Nr. 12

übernommen, da sie nicht auf das Plangebiet zutreffend sind.

2. 2 Verkehr

Die Erschließung erfolgt über eine private Straße, die über das im Süden

angrenzende Flurstück 4/3 führt und das Plangebiet mit dem öffentlichen

Straßennetz verbindet. Dies ist durch einen entsprechenden Eintrag ins

Grundbuch gesichert.

Die Stadt Heiligenhafen hat sich über das Grundbuch abgesichert, daß

die Fläche ab 3m - gemessen von der Hauswand der zwei Hauptgebäude

- und die Fläche zwischen beiden Hauptgebäuden als Fußgängerzone

genutzt werden kann. Daher werden die Flächen als Gehrecht 711 fiiin-

??+fin dsr Allgfimfiinhfiit gesichert. Da die Überbauten um mindestens

3, 5m über die Fassaden der Hauptkörper ragen sollen, empfiehlt es sich,

die grundbuchamtliche Eintragung dahingehend zu ändern, daß die Fläche

ab 4m - gemessen von der Hauswand der zwei Hauptgebäude - eine

8
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Fußgängerzone ist. Eine Anlieferung ist von der Seite aus grundsätzlich

nicht gewollt.

2.2. 1 Stellplätze

Im Plangebiet sind zur Zeit 32 Stellplätze vorhanden. Gemäß den Festset-

zungen kann zukünftig eine Bruttofläche der Gebäude von d-voiigeschoß ca.

1.920m2, ll-Vollgeschoß ca. 1.630m2 ) 03, 3. 550m2 entstehen. Da in dem Plangebiet

überwiegend kleine Läden, Büros etc. untergebracht werden, ist von ei-

nern relativ hoher Flächenanteil für Nebenräume auszugehen. Daher er-

scheint 1 Stellplatz auf 80m2 Bruttofläche realistisch. Bei 3. 550m2 Brut-

tofläche sind somit 44 Stellplätze mindestens nachzuweisen. Die Zahl er-

höht oder verringert sich je nach späterer Nutzung der Flächen. Innerhalb

des Plangebietes können ca. 44 Stellplätze nachgewiesen werden. Somit

reichen die Stellplätze nach Landesbauordnung vorerst aus.

Erweist sich im Rahmen der Nutzung des Plangebietes, daß noch weitere

Stellplätze erforderlich sind, dann sind für die fehlenden Stellplätze die

entsprechenden Ablösesummen an die Stadt zu zahlen. Diese Möglich-
keit ist bereits in einem Vertrag zwischen .der Stadt Heiligenhafen und

den Bevorteiligten - vorbehaltlich eines besonderen Ablösevertrages -

rechtlich geregelt.

2.2.2 Parkplätze

Bei ca. 44 Pflichtstellplätze sind mindestens 7-15 Parkplätze nachzuwei-

sen. Die Stadt bietet eine umfangreiche Parkplatzanlage südöstlich des

Ferienparks bzw. zwischen dem Eichholzweg und dem Binnensee an

sowie auch am Seepark an.

2.3 Grünordnung

Für das Plangebiet gilt der Bebauungsplan Nr. 12. Er ermöglicht für das

gesamte Plangebiet Aufschüttungen. In d'er südwestlichen Ecke des

Plangebietes ist eine Grünfläche "Spielplatz" festgesetzt und für den

Rest eine Baufläche, die vollständig versiegelt werden kann.

Durch die 4. Änderung erhöht sich das Bauland um 500m2. Im Gegenzug

werden 550m2 als Grün- bzw. Wasserfläche festgesetzt. Diese Neuord-

nung der Flächen entspricht bereits dem vorhandenen Bestand.
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Weiterhin erhöht sich die bebaubare Fläche um 410m2. Da jedoch bereits

das gesamte Baugebiet versiegelt werden durfte und dies auch umge-

setzt worden ist, verursacht die Planung keinen erhöhten Eingriff in den

Bodenhaushalt.

Ein Eingriff in das Landschaftsbild wird durch die geringe Aufstockung

der Hauptkörper verursacht. Deren Wirkung wird jedoch durch die Fest-

Setzung einer Firsthöhe und Dachneigung minimiert. Zudem befinden
sich in der unmittelbaren Umgebung bis zu 16-geschossige Gebäude.

somit ist der gesamte Bereich bereits erheblich vorbelastet. Ein zusätzli-

eher Eingriff ist daher nicht erkennbar.

Fayif Die 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 ändert das Maß der

Bebauung. Da das Grundstück bereits fast vollständig durch Gebäude,

Stellplätze und Zufahrten versiegelt ist, erhöht sich durch die Neuplanung

derVersiegelungsgrad nicht.

Zudem gilt für das Plangebiet bereits der Bebauungsplan Nr. 12, der den

bisherigen Versiegelungsgrad zuläßt. Gemäß dem gemeinsamen Rund-

erlaß des Innenministeriums und der Ministeriums für Umwelt, Natur und

Forsten vom 3. Juli 1998 "Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffs-

regelung zum Baurecht" Abs. 2. 1 liegt somit kein auszugleichender Ein-

griff in Boden, Natur und Landschaft vor

2.3. 1 Planung

Die nordwestliche Fläche ist bereits Bestandteil des Binnensees. Sie wird

daher als WaF;?;firflänhfi gsm. ^ 9, Abs. 1, Nr. ?5h RauGB gesichert.

Die Grünfläche an der westlichen Grenze des Plangebietes wird alsGrün-

-mit der Zweckbestimmung_^SichtF;nhiit7" gsm. ^ 9, Abs-L^lL

15 RauGB gesichert. Die Fläche ist zum Teil mit Gehölzen bewachsen.

Dieser Gehölzstreifen ist über die gesamte Fläche fortzuführen, um den

Ortsrand abzugrünen.

Ein Teil der Bauflächen liegt im Erholungs- und Gewässerschutzstreifen

gemäß § 11 Landesnaturschutzgesetz. Bei möglichen Anbauten sind im

Rahmen der Projektplanung die erforderlichen Ausnahmeanträge gemäß

§ 11 Abs. 2 Landesnaturschutzgesetz bei der zuständigen Unteren Natur-

schutzbehörde zu stellen.
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2.4 Kinderfreundlichkeit in der Bauleitplanung

Bei der städtebaulichen Planung der Gemeinde sind die Belange der Kin-

der und Jugendlichen in geeigneter Weise in der Planung zu beachten.

Im Plangebiet selbst stehen keine Spielplätze für Kleinstkinder zur Verfü-

gung. Der Bereich ist jedoch autofrei. Zudem lädt eine große Promenade

zum Toben ein. Westlich des Plangebietes befindet sich ein Spielplatz

und im Norden - gleich hinter der Brücke - besteht ein weiterer Spiel-

platz. Weiter nördlich davon liegt die Ostsee. Der im Norden angrenzende

Steinwarder selbst bietet die umfangreichsten Spiel- und Sportmöglich-

keiten für alle Altersgruppen.

Fa7if Innerhalb von kürzesten Entfernungen stehen ausreichend Spiel-

möglichkeiten zur Verfügung, die von größeren Kindern auch relativ si-

eher allein aufgesucht werden können.

3. Hinweis

Anlagen und ortsfeste Einrichtungen aller Art dürfen gemäß § 34 (4) des

Bundeswasserstraßengesetzes weder durch ihre Ausgestaltung noch

durch ihren Betrieb zu Verwechslungen mit Schiffahrtszeichen Anlaß ge-

ben, deren Wirkung beeinträchtigen, deren Betrieb behindern oder die

Schiffsführer durch Blendwirkungen, Spiegelungen oder anders irrefüh-

ren oder behindern. Wirtschaftswerbung in Verbindung mit Schiffahrts-

zeichen ist unzulässig.

Von der Wasserseite aus sollen ferner weder rote, grüne, blaue Lichter

noch mit monochromatisch-gelben Natriumdampflampen direkt leuch-

tende oder indirekt beleuchtete Flächen sichtbar sein.

4. Ver- und Entsorgung

4. 1 Versorgung mit elektrischer Energie

Die Versorgung mit elektrischer Energie erfolgt durch die Schleswag AG.

Geeignete Standorte für eventuell zusätzliche Versorgungsstationen sind

nach Absprache mit der Stadt zur Verfügung zu stellen.

4.2 Wasserver- und -entsorgung

Die Versorgung des Plangebietes mit Trinkwasssr erfolgt über den

11
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Zweckverband Ostholstein aus dem vorhandenen Trinkwassernetz.

Das in dem Plangebiet anfallende Abwassfir ist der zentralen Kläranlage

des Zweckverbandes Ostholstein zuzuführen.

Durch die geplante Nutzung beider Bereiche ist keine Verunreinigung

des anfallenden nhsrflächfinwassers zu erwarten. Daher steht einer Ver-

sickerung vor Ort - soweit es möglich ist - nichts entgegen. Im übrigen

wird auf Bekanntmachung des Ministers für Natur, Umwelt und Landes-

entwicklung vom 25. 11. 1992 - XI 440/ 5249.529 (Technische Bestimmungen zum

Bau und Betrieb von Anlagen zur Regenwasserbehandlung bei Trennkanalisation) hingewiesen.

4. 3 Müllentsorgung

Die Müllentsorgung erfolgt durch den Zweckverband Ostholstein.

4.4 Löschwasserversorgung

Der Feuerschutz in Heiligenhafen wird durch die Freiwillige Feuerwehr

Heiligenhafen gewährleistet. Das Baugebiet wird mit einer ausreichend

Zahl von Hydranten in Abstimmung mit dem Zweckverband Ostholstein

ausgestattet.

An Löschwasser sind in den SO-Gebieten 48 m3/h zwei Stunden lang be-

reitzustellen. Dieses kann im Bedarfsfall dem vorhandenen Trinkwasser-

netz entnommen werden

Im übrigen wird auf den Erlaß des Innenministers vom 17. 01. 1979 über

die "Sicherstellung von Löschwasser" hingewiesen.

4.5 Gasversorgung

Die Gasversorgung erfolgt durch den Zweckverband Ostholstein.

5. Maßnahmen zur Ordnung des Grund und Bodens

Rndfinnrdnfindß und snnstigs Maßnahmfin, für difi der B&hauungsplan

die Grundlage bildet-

^> Die Sicherung des allgemeinen Vorkaufsrechts für Grundstücke, die
als Verkehrsfläche im Grundbuch ausgewiesen sind, ist vorgesehen (§
24 BauGB).

Die Sicherung des besonderen Vorkaufsrechtes als Satzung ist nicht be-
absichtigt (§§ 25 und 26 BauGB). Auf die Satzung zur Sicherung der Zweckbe-
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Stimmung von Gebieten mit Fremdenverkehrsfunktion vom 12. 03. 1991
wird verwiesen.

Umlpgiing, Grenprfigelung, FntRJgnung
.=> Soweit sich das überplante Gebiet im privaten Eigentum befindet und

die vorhandenen Grenzen eine Bebauung oder Nutzung nach dem vor-
liegenden Bebauungsplan nicht zulassen, wird eine Umlegung der
Grundstücke nach § 45 vorgesehen. Wird eine Grenzregelung erfor-
derlich, so findet das Verfahren nach § 80 ff BauGB Anwendung. Bei
Inanspruchnahme privater Flächen für öffentliche Zwecke findet das
Enteignungsverfahren nach § 85 BauGB statt. Die vorgenannten Ver-
fahren werden jedoch nur dann durchgeführt, wenn die geplanten
Maßnahmen nicht oder nicht rechtzeitig zu tragbaren Bedingungen im
Wege freier Vereinbarungen durchgeführt werden können.

6. Kosten

Der Stadt entstehen keine Kosten. Auf den Erschließungsvertrag vom

01./05. 10. 1998 wird verwiesen.

7. Beschluß über die Begründung

Diese Begründung wurde in der Sitzung der Stadtvertretung Heiligenha-

fen am 30. März 2000 gebilligt. Staär

^ .

u

Heiligenhafen, . 27.. :. .April... 2 oo o sie i
H t; U H U 11

r^a^ ^
(Anders)

- Bürgermeister -

Der Bebauungsplan trat mithin am . ...... ................ in Kraft.
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